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Analyse zur radikalen Kantonalbank-Initiative im Baselbiet

Eine Bank soll zum Sparstrumpf schrumpfen
Die Basellandschaftliche
Kantonalbank (BLKB) soll
wieder zur kleinenRegiobank
werden, die vor allemKredite
undHypotheken vergibt, am
besten vorwiegend an hier
ansässige Privathaushalte und
KMU.Das fordert die neuste
Initiative aus der Küche vor-
wiegend konservativer Politi-
ker unter Führung des Basel-
bieter SVP-Präsidenten Peter
Riebli.Man hätte also gerne
wieder eineHausbank, wie
man sie sich so noch irgendwo
in derMitte des 20. Jahrhun-
derts vorgestellt hatte; eine Art
in Beton gegossener Spar-
strumpf für Büezer, währschaf-
teHandwerksbetriebe und ihre
Treuhänder.

Ein bisschenmutet dies anwie
eine kleine, verschupfte
17. Initiative aus dem frischen
Initiativ-Paket der Baselbieter
Wirtschaftskammer. Es passt
auf eine fast schon sarkastische
– nein: sardonische – Art und
Weise in denReigen aus
Staatsverschlankern und
Wirtschaftsvorstellungen, die
sich diskursiv und zunehmend
politisch an Boom-Zeiten des
vergangenen Jahrhunderts zu
orientieren versuchen. Nur
hätten dieWirtschaftsvertreter
sowas in ihremPaket nicht
durchgelassen: An der eigenen
Bank derart rumzuschrauben,
da hört der Spass dann schnell
mal auf.

Daher Auftritt Riebli und
Konsorten. Umdas Vertrauen,
das «gelitten» habe, wieder-
herzustellen, soll die BLKBnun
politisch an einemöglichst
kurze Leine gebundenwerden,
demCEOwürde dasGehalt
gekürzt und dieGeschäftstätig-
keitmassiv zurückgefahren.
Mitgemeintmit dem«gelitte-

nen Vertrauen» ist immer auch
die BLKB-Tochter Radicant,
die forsch imDigitalbanking
unterwegs ist und versucht, auf
Nachhaltigkeitsanliegen
einzucashen. Radicant ist in
Zürich angesiedelt und einigen
Baselbieter Politikern schon
länger einDorn imAuge: Zu
risikobehaftet, zu fokussiert
auf Umwelt- undNachhaltig-
keitsanliegen, zu fern der
Haupttätigkeit der BLKB,
heisst es. Das kann ja, so der
Tenor, nicht gut kommen.

Dassman die Bank jetzt dafür
politisch auf die Knie zwingen
und, in der Folge, faktisch

erniedrigen soll, ist falsch. Es
passt aber gut in die Zeit.
Vielerorts ist eine richtige Lust
gewachsen, Austerität einzu-
fordern: Verzicht, Genügsam-
keit, Sparsamkeit. Dass je-
mand denGürtel enger schnal-
le, auf dass endlich vomhohen
Ross gestiegenwerde undman
sich, «nundefaane», endlich
einmalmässige! Der Finger
zeigt dabeimeist auf andere.

Ja, die BLKBmuss aufräumen,
die Entwicklung vonRadicant
muss genau beobachtet wer-
den, Kontrollfunktionen sind
allenfalls zu schärfen. Aber der
Bank dermassen ins operative

Geschäft zu grätschen, gehört
sich insbesondere für wirt-
schaftsfreundliche politische
Kreise nicht. Auch nicht, wenn
man die Begriffe Sustainability,
alsoNachhaltigkeit, oder
Umweltanliegen nichtmehr
hörenmag, weil es einigen zu
links oder zu grün oder zu
neumodischmüffelt.

Dennoch: Versuche, aktuell
unliebsame Institutionenmit
Inbrunst zurechtzustutzen,
sind schwer imTrend. Nimmt
man die Rede von Bundesrätin
und Finanzministerin Karin
Keller-Sutter (FDP) am«Tag
derWirtschaft» vomDonners-

tagabend zumMassstab, sind
sie sogar noch schwerer im
Kommen.Das Sparpaket des
Bundeswird gerade erst ge-
schnürt, währendKeller-Sutter
die Bevölkerung bereits auf
harte Zeiten einschwört,
welche entsprechendMass-
nahmen erfordernwerden.

Das Anliegen ist berechtigt;
schliesslich geht es bei ihr um
die Bundesfinanzen in einem
geopolitisch volatilenUmfeld.
Es ist jedoch kein Freipass, im
Windschatten dessen unliebsa-
me Institutionen abzustrafen.
Bei aller Kritik hat die BLKB
keine Verfehlungen zu ver-
zeichnen, die ein derart radika-
les Vorgehen erforderlich
machenwürden; weder opera-
tiv noch strategisch. Es ist
schlicht nicht angezeigt.

Daswissen die Initianten
natürlich. ImParlament hätte
ein entsprechender Vorstoss
keineChance. Daher die
Initiative alsMittel: Volkes
Zorn soll sprechen, auch
VolkesUngeduld, nicht aber
Volkes gewählte Vertreter.

AmBeispiel BLKB sind sich
Letztere jetzt schonweitge-
hend einig. DieHausbank
innovativer Baselbieter Unter-
nehmer, aber auch Privatanle-
ger würde nach der Redimen-
sionierung zum rotweissen
Sparstrümpfli weder kompeti-
tiv noch attraktiv sein.

Andreas Schwald
andreas.schwald@chmedia.ch

Damals war die Basellandschaftliche Kantonalbank noch richtig klein: Baselbieter Banknoten aus den 1870er-Jahren. Archivbild: Kenneth Nars

Es ist eine
richtigeLust
gewachsen,
Austerität
einzufordern
–vorallembei
denanderen.

Der Zolli will mehr Geld
Geht es nach demZoo, steigt der Beitrag von Basel-Stadt deutlich – die Chancen stehen gut.

BenjaminWieland

DerZooBaselerhältvonseinem
StandortkantonantonGeld. Der
StaatsbeitragvonBasel-Stadtbe-
läuft sich aktuell auf 1,45Millio-
nen Franken pro Jahr. Das sei zu
wenig, findet die Bildungs- und
Kulturkommission (BKK) des
GrossenRats.Siebeantragtdem
Parlament,dieBeiträgebeträcht-
lich zu erhöhen: Auf künftig
2MillionenFrankenproJahr.Das
entsprichtabernichtdemWillen
derExekutive.

Die Basler Regierung ist
gegeneineAufstockungdeskan-
tonalen«Zolli-Batzens».Siewill
die Beiträge auf der bisherigen
Höhe belassen: bei 1,45 Millio-
nenpro Jahr.Denndiefinanziel-
leSituationdesZoos sei gut.Zu-
demerhalteervomKantonnoch
anderweitig Unterstützung. So
dürfe er sein Landmitten in der
Stadt zu einem symbolischen
Baurechtszins nutzen.

Für die Mehrheit der BKK-
Mitglieder genügt das alles

nicht. Das geht aus dem Rat-
schlag der Kommission zu den
Staatsbeiträgen für den Zoo für
die kommenden vier Jahre her-
vor. Man habe sogar den Ein-
druck, dass die im Jahr 1874 er-
öffnete Institution«stiefmütter-
lich behandelt» werde, gerade
im Vergleich zu «klassischen
Kulturbetrieben».

Das erstaunt laut BKK
«umso mehr, als dass der Zoo
dergrössteBesuchermagnetdes
Kantons ist». Er sei für rund
49 Prozent aller Kulturbesuche
verantwortlich.

ZoowillEintrittspreise
liebernicht erhöhen
Der Zoo hat selbst fristgerecht
um die Erneuerung der Staats-
beiträge ersucht. Sie werden je-
weils auf vier Jahre hinaus ge-
leistet. Die neue Periode be-
ginnt 2025undendet 2028.Der
Zoo beantragte auch die Erhö-
hung der Beiträge um 550’000
auf neu 2Millionen Franken im
Jahr. SeineBegründung:Die In-

flation und der generelle Kos-
tenanstieg machten ihm zu
schaffen. Zudem sei der Staats-
beitragdesKantonsBasel-Stadt
seit fünfzehn Jahrennichtmehr
angehoben worden. Vertreter
des Zoos betonten in Gesprä-
chen mit Mitgliedern der BKK
zudem seine vielfältigen Ange-
bote zuGunstenderÖffentlich-
keit.

Nun könnte der Zoo auch
einfachdieEintrittspreise erhö-
hen. Doch darauf verzichte er
bewusst, schreibt die BKK, «da
ein Zoobesuch auch weiterhin
für breite Bevölkerungskreise
erschwinglich bleiben sollte.»

DerZoo listete fürdieKom-
missionsmitglieder all die Auf-
gabenauf, die er fürdenKanton
erledige. Etwa den Betrieb des
Kinderzoos, den Lehrauftrag
derTiergartenbiologie, denBei-
trag zurBiodiversität, aber auch
die fünf Gärtner, die das Areal
pflegen.Allein fürdas Jahr 2023
seiendieseLeistungenmitmin-
destens 2,4 Millionen Franken

zu beziffern. Für die Zusam-
menarbeit mit dem Zoo ist sei-
tensKantondasPräsidialdepar-
tement zuständig. Dessen Ver-
treterwiesenbeieinerAnhörung
der BKK auf den erwähnten
Baurechtszins für das Land hin.
Es handle sich um eine weitere
beträchtlicheZuwendungneben
demeigentlichenStaatsbeitrag.

DerBaurechtszins
istnichtderRedewert
Der Zoo könne die Flächen, die
er bewirtschafte, zu einemBau-
rechtszins von 125 Franken pro
Jahr nutzen.Nach einer konser-
vativenRechnunghabedieZur-
verfügungsstellung all dieser
Grünflächen einen Wert von
790’000 Franken. In der BKK
kam es bei der Behandlung des
Geschäfts zu einem Gegenan-
trag.Er sah lediglicheine leichte
ErhöhungdesStaatsbeitragsvor,
auf insgesamt 7,4 Millionen
Frankenoder 1,85Millionenpro
Jahr. Doch dieser Antrag unter-
lag deutlich.

Naturpark sorgt
für Mobilisierung
Abstimmung Der Entscheid
über den Beitritt zum Natur-
park Baselbiet mobilisierte re-
kordverdächtige 88 Stimmbe-
rechtigte für die BennwilerGe-
meindeversammlung. Die
Gegnerschaft war klar in der
Überzahl.Mit 68 Ja- zu 14Nein-
Stimmen bei 6 Enthaltungen
folgten die Anwesenden der
Empfehlung desGemeinderats
und lehnten den Beitritt zum
Naturpark ab. Der Gemeinde-
rat habenachAbwägenderPros
undKontras keine gewinnbrin-
gende Vorteile gesehen, sagt
Gemeindepräsident Michael
Bürgin.

Ganz anders verlief die Ab-
stimmung in Ziefen. Mit 75 Ja-
zu 11 Nein-Stimmen bei 11 Ent-
haltungen wurde der Beitritt
zumNaturpark, trotz einiger kri-
tischerVoten,diskussionslosbe-
schlossen.GemässderGemein-
depräsidentin Cornelia Rudin
sieht man in Ziefen das Projekt
vor allem als Chance. Mit ein
Grund für die starke Mobilisie-
rung in Ziefen war die lange
Traktandenliste. (nsc)

Nachrichten
Tempo30aucham
Wochenende

Basel AufderGrenzacherstras-
se gilt neu auch amWochenen-
de zwischen 8 und 21 Uhr Tem-
po 30. Das teilte gestern das
Bau-undVerkehrsdepartement
mit. Ziel sei, die Sicherheit für
VelofahrendeundZufussgehen-
de zu erhöhen. Ausserdem soll
dieUmfahrungsmöglichkeit der
Solitude-Promenadeverbessert
werden. (bz)

Kaserne-Restaurant rückt
näher

Ausbau Seit Jahren stehen die
Räumlichkeiten für das geplan-
te Restaurant im Kasernen-
Hauptbau leer. Das Problem:
Kein Beizer wollte den teuren
Ausbau übernehmen. Deshalb
will der Kanton selber nun 3,4
Millionen Franken in die Hand
nehmen, damit die Grenzwert
GmbH starten kann. Das Parla-
mentberät inderDezember-Sit-
zungüberdieGelder.Dievorbe-
ratende Bau- und Raumpla-
nungskommission stimmte der
Vorlagenach intensiverDiskus-
sion grossenteils zu. (bz)


